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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Juni 

Fälligkeit Ende der 
Schonfrist 

Fr. 10.06. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 13.06. 

Fr. 10.06. Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 13.06. 

Fr. 10.06. Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 13.06. 

Fr. 10.06. Umsatzsteuer 13.06. 

Di. 28.06. Sozialversicherung 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 
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1) Wegfall der Mitteilungsfiktion

Mit Wirkung zum 01.08.2021 ist die Meldefiktion weggefallen und das Transparenzregister zum 
Vollregister erstarkt. Dies hat zur Folge, dass zuvor entbehrliche Mitteilungen nun erforderlich werden. 
Als Erleichterung hat der Gesetzgeber für Vereinigungen, die bis zum 31.07.2021 von einer 
Mitteilungspflicht befreit waren, Übergangsfristen normiert. 

Demnach müssen 

Ø Aktiengesellschaften, SE und Kommanditgesellschaften auf Aktien bis spätestens 31.03.2022,

Ø Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaften, europäische Genossenschaften     
     oder Partnerschaften bis spätestens 30.06.2022 und

Ø alle anderen Mitteilungspflichtigen bis spätestens 31.12.2022
ihre Mitteilung vornehmen.

Achtung: Gemäß den Nebenbestimmungen bei gewährten Coronahilfen sind die tatsächlichen 
Eigentümerverhältnisse der Antragsteller durch Eintragung der wirtschaftlich Berechtigten in das 
Transparenzregister aufzunehmen. Diese Verpflichtung ist bis spätestens zur Einreichung der 
Schlussabrechnung zu erfüllen. 

Falls der Verpflichtung zur Eintragung der wirtschaftlich Berechtigten in das Transparenzregister nicht 
nachgekommen wurde, sind die Überbrückungshilfen in voller Höhe zurückzuzahlen. 

Hinweis 

Leider wurde in der Mandanten-Monatsinformation Januar 2022 im Beitrag „Das Transparenzregister - 
Ab sofort ein Vollregister“ bei der Übergangsfrist für GmbHs, Genossenschaften, euro- 
päische Genossenschaften oder Partnerschaften ein falsches Datum mit 30.07.2022 statt 30.06.2022 
angegeben. Wir bitten dafür um Entschuldigung. 

2) Kürzere Abschreibungsdauer für technische Ausstattung bei PC und Co.
Computerhardware und Software sind wie alle anderen abnutzbaren Wirtschaftsgüter zwar über die 
Nutzungsdauer abzuschreiben. Jedoch hat das Bundesfinanzministerium (BMF) 2021 ein Schreiben 
veröffentlicht, nach dem eine einjährige Nutzungsdauer für Hard- und Software zugrunde gelegt 
werden kann. Nun hat das BMF sein Schreiben aus dem Jahr 2021 aktualisiert. Es hält zwar am 
grundsätzlichen Ansatz einer einjährigen Nutzungsdauer fest, aber stellt auch fest, dass die darauf 
beruhende Abschreibung weder eine besondere Form der Abschreibung noch eine neue 
Abschreibungsmethode ist und dass es sich auch nicht um eine Sofortabschreibung wie bei 
geringwertigen Wirtschaftsgütern handelt. Außerdem stellt das BMF u. a. klar, dass der Steuerpflichtige 
von der Annahme einer einjährigen Nutzungsdauer auch abweichen kann. 

Aus dem Hinweis des BMF, dass es sich nicht um eine Sofortabschreibung handelt, folgt, dass die Soft- 
und Hardware kein geringwertiges Wirtschaftsgut ist und auch nicht als solche bilanziert werden darf, 
wenn die Soft- und Hardware die Betragsgrenze von 800 Euro für geringwertige Wirtschaftsgüter 
überschreitet. Auch bei einer grundsätzlich anzunehmenden Nutzungsdauer von einem Jahr gilt, dass  

Ø die Abschreibung im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung bzw. bei Fertigstellung der Soft- 
und Hardware beginnt,

Ø die Wirtschaftsgüter in das Bestandsverzeichnis für das Anlagevermögen aufzunehmen sind,

Ø der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch abweichen kann und

Ø die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden möglich ist.
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Das BMF beanstandet es nicht, wenn die Abschreibung auf der Grundlage einer einjährigen 
Nutzungsdauer im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe vorgenommen wird. Die 
Regelung findet auch für sog. Überschusseinkünfte (z. B. Vermietungseinkünfte oder Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit) Anwendung. 

3) Für zusammengeballte Überstundenvergütungen ermäßigter Steuersatz
Im Streitfall hatte der Kläger über einen Zeitraum von drei Jahren in erheblichem Umfang Überstunden 
geleistet. Erst im vierten Jahr wurden dem Kläger die Überstunden in einer Summe vergütet. Das 
Finanzamt unterwarf die Überstundenvergütung dem normalen Einkommensteuertarif. 

Der Bundesfinanzhof folgte dem Antrag des Klägers und wendete auf den Nachzahlungsbetrag den 
ermäßigten Steuertarif an. Er stellte klar, dass die Tarifermäßigung nicht nur auf die Nachzahlung von 
Festlohnbestandteilen, sondern auch auf Nachzahlungen von variablen Lohnbestandteilen - hier in Form 
der Überstundenvergütungen - Anwendung finde. Hier wie dort sei allein entscheidend, ob die 
nachgezahlte Vergütung für einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten veranlagungszeit-
raumübergreifend geleistet worden sei. 

Mit steigendem Einkommen erhöht sich die Einkommensteuer progressiv. Wenn Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit nicht laufend, sondern in einer Summe ausgezahlt werden, führt der 
Progressionseffekt zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten Steuer(mehr)belastung. Um die 
progressive Wirkung des Einkommensteuertarifs bei dem zusammengeballten Zufluss von 
Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht das Gesetz die Besteuerung dieser Nachzahlungen mit einem 
ermäßigten Steuersatz vor. Voraussetzung ist allerdings, dass die Nachzahlung sich auf die Vergütung 
für eine Tätigkeit bezieht, die sich über mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und einen 
Zeitraum von mehr als zwölf Monaten umfasst.  

4) Zur Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei Ausgliederung zur Neugründung
Grunderwerbsteuer ist nicht zu erheben, wenn Grundbesitz im Rahmen einer Ausgliederung zur 
Neugründung von einem Einzelunternehmer auf die neu gegründete, ihm als Alleingesellschafter 
gehörende GmbH übergeht. So entschied das Sächsische Finanzgericht. 

Gemäß § 6a GrEStG wird für einen steuerbaren Rechtsvorgang auf Grund einer Umwandlung, einer 
Einbringung oder eines anderen Erwerbsvorgangs auf gesellschaftsvertraglicher Grundlage die Steuer 
nicht erhoben. § 6a Satz 1 GrEStG gilt nur, wenn an dem dort genannten Rechtsvorgang ausschließlich 
ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen 
abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige 
Gesellschaften beteiligt sind.  

5) Renovierungskosten als vorweggenommene Werbungskosten

Renovierungskosten, die nach dem tatsächlichen Auszug des Mieters getätigt werden, können 
grundsätzlich als (vorweggenommene) Werbungskosten abgezogen werden, wenn sie im Hinblick auf 
eine vom Steuerpflichtigen beabsichtigte Anschlussvermietung getätigt werden. So entschied das 
Finanzgericht Hamburg. 

Wenn die Vermietungsabsicht im Zeitpunkt der Renovierung nicht fortbestehe bzw. sie nicht vom 
Steuerpflichtigen hinreichend nachgewiesen sei und er das Objekt künftig zu eigenen Wohnzwecken 
nutze, komme regelmäßig ein Abzug als nachträgliche Werbungskosten nicht in Betracht. Bei 
wertender Gesamtschau fehle es regelmäßig an einem Veranlassungszusammenhang zur beendeten 
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Vermietung. Die kausale Mitverursachung durch Abnutzung des Mietobjekts durch den vormaligen 
Mieter werde bei wertender Betrachtung vollständig von der Tatsache überlagert, dass der 
Renovierungsaufwand vornehmlich dazu diene, das Mietobjekt zukünftig selbst nutzen zu können. 

6) Zur Umsatzsteuerpflicht bei Sportvereinen
Sportvereine können sich gegenüber einer aus dem nationalen Recht folgenden Umsatzsteuerpflicht 
nicht auf eine allgemeine, aus der Mehrwertsteuersystemrichtlinie abgeleitete Steuerfreiheit berufen. 
Das entschied der Bundesfinanzhof entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung. 

Die Entscheidung betrifft unmittelbar nur Leistungen, die Sportvereine gegen gesonderte Vergütung 
erbringen.  

Hinweis 

Es bleibt also dabei, dass wenn gemäß 1.4. UStAE (Zu § 1 UStG) eine Vereinigung echte 
Mitgliederbeiträge zur Erfüllung ihrer, den Gesamtbelangen sämtlicher Mitglieder dienenden 
satzungsgemäßen Gemeinschaftszwecke erhebt, die dazu bestimmt sind, ihr die Erfüllung dieser 
Aufgaben zu ermöglichen, es an einem Leistungsaustausch mit dem einzelnen Mitglied fehlt. 

Sie ist aber für die Umsatzbesteuerung im Sportbereich von grundsätzlicher Bedeutung. 

Hinweis 

Maßgeblich ist § 4 Nr. 22 Buchst. b UStG zu beach-ten. Handelt es sich bei einem Sportverein mangels 
Gemeinnützigkeit, ist eine Steuerfreiheit zu verneinen. Handelt es sich bei einem Sportverein um eine 
Vereinigung mit Gemeinnützigkeit, ist eine Steuerfreiheit gegeben. 

Daher ist bei derartigen Leistungen ist fortan stets zu prüfen, ob Gemeinnützigkeit entsprechend der 
§§ 51 ff. Abgabenordnung vorliegt oder nicht.




